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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. betrachtet das im Rahmen der Strategie von Lissabon für Wachstum und Beschäftigung 
gesetzte Ziel, wonach 3 % des BIP für F&E-Ausgaben aufgewendet werden sollen, 
lediglich als Mindestziel;

2. räumt ein, dass sowohl kleine und mittlere als auch große Unternehmen in einer 
dynamischen, integrierten Innovationsstrategie eine Rolle spielen; ist daher der Ansicht, 
dass es wesentlich für die Anhebung der F&E-Ausgaben und die Entwicklung neuer 
Technologien ist, dass kleine Unternehmen und Einzelpersonen Zugang zu Finanzmitteln 
haben; hält nicht nur die Vorfinanzierung für förderungswürdig, sondern auch die weitere 
Finanzierung während des Zeitraums, in dem die Erzeugnisse zur Marktreife gebracht 
werden, wobei ein Scheitern aber keine fatalen Auswirkungen für künftige Versuche 
haben sollte; 

3. versteht, dass die stets mit der F&E verbundenen Risiken die Bereitschaft der 
Finanzmärkte, in F&E-Vorhaben zu investieren, schmälern; begrüßt den Vorschlag der 
Kommission, eine Fazilität für Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis einzurichten, die 
Investitionen in F&E-Vorhaben mit einem hohen Risikograd durch Darlehen und 
Bürgschaften unterstützt; spricht sich ferner dafür aus, Bestimmungen, mit denen die 
Mitgliedstaaten ihre Beihilfen auf Innovation ausrichten und die Genehmigungsverfahren 
beschleunigen können, in die bestehenden Regelungen für staatliche Beihilfen 
aufzunehmen;

4. stellt fest, dass Innovationen im Dienstleistungsbereich in der Wirtschaft eine wichtige 
Rolle spielen und dass der Schutz des geistigen Eigentums in Europa oft auf das 
Geschäftsgeheimnis beschränkt ist, was insofern nachteilig sein kann, als der Schutz nicht 
so umfassend ist wie im Rechtssystem mancher Konkurrenten und zudem noch im 
Widerspruch zu den Transparenzanforderungen steht; ist der Meinung, dass es für kleine 
Unternehmen schwierig und kostenaufwändig ist, Vertraulichkeitsvereinbarungen 
auszuhandeln und durchzusetzen;

5. betont, dass die Zersplitterung des Binnenmarkts unbedingt überwunden werden muss, 
wenn er rentabel sein soll und innovative Erzeugnisse sich ohne großen Aufwand 
etablieren sollen; ist der Ansicht, dass das öffentliche Beschaffungswesen im Hinblick 
auf innovative Lösungen nicht durch eine übermäßige Risikoscheu oder 
Ausschreibungen, bei denen es nur um die Kosten geht, behindert werden sollte; stellt 
fest, dass modulare IT-Lösungen bessere Möglichkeiten für kleine Unternehmen und 
Pilotvorhaben bieten;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, Steueranreize für Forschung, Innovation und private 
Investitionen einzuführen.
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